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11. a) Für die Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung
12. I. 21 genügt es, wenn die Marktmacht ausgleichende Wirkung des
KVR 34/20 Wettbewerbs durch eine Veränderung der markt- und unter­

nehmensbezogenen Strukturen in noch höherem Maße einge­
schränkt wird, als dies schon vor dem Zusammenschluss der 
Fall war. Die Anforderungen an die Verstärkungswirkung ste­
hen dabei in einer Wechselbeziehung zu der Wettbewerbssitu­
ation auf dem betroffenen Markt, insbesondere dem Maß der 
bereits ohne die Verwirklichung des Zusammenschlussvorha­
bens eingetretenen Schwächung der Kontrolle bestehender 
Marktmacht durch den Wettbewerb.
b) Ein Zusammenschluss, der -  insbesondere wegen noch 
ungünstigerer Bedingungen für einen nachstoßenden Wettbe­
werb -  die Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung 
erwarten lässt, stell t oline weiteres eine erhebliche Behinderu ng 
wirksamen Wettbewerbs dar. (»CTS Eventim/Four Artists«) 207

12. a) An der Rechtsprechung, wonach bei der Klage auf Erkiä-
14 .1. 21 rung des Verfalls einer Marke in die Prüfung, ob die Marke
1 ZR 40/20 gemäß § 49 Abs. 1 Satz 1 MarkenG innerhalb eines ununter­

brochenen Zeitraums von fünf Jahren nicht benutzt worden 
ist, auch der Zeitraum nach Klageerhebung bis zum Schluss 
der mündlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz einzu­
beziehen ist, hält der Senat nicht fest, weil sie einer unions­
rechtskonformen Auslegung nicht mehr entspricht.
b) Im Fall einer Klage auf Erklärung des Verfalls einer Mar­
ke ist für die Feststellung, ob der in § 49 Abs. 1 Satz 1 Mar­
kenG genannte ununterbrochene Zeitraum von fünf Jahren 
abgelaufen ist, grundsätzlich auf den Zeitpunkt der Erhebung 
der Klage und damit auf das Datum der Zustellung der Klage 
abzustellen.
c) Ist der Klage auf Erklärung des Verfalls ein Antrag an das 
Deutsche Patent- und Markenamt nach § 53 MarkenG vor­
ausgegangen, so ist in entsprechender Anwendung von § 52 
Abs. 1 Satz 1 Fall 1 MarkenG der Zeitpunkt des Eingangs des 
Antrags beim Deutschen Patent- und Markenamt maßgeblich, 
sofern die Löschungsklage entsprechend dem in § 49 Abs. 1 
Satz 4 MarkenG zum Ausdruck kommenden Rechtsgedanken 
innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der Unterrich­
tung des Antragstellers über den Widerspruch des Markenin­
habers erhoben worden ist.
d) An der Rechtsprechung, wonach die Darlegungs- und 
Beweislast für die Voraussetzungen des Verfalls einer Marke 
die Klagepartei trifft, hält der Senat nicht fest, weil sie einer 
unionsrechtskonformen Auslegung von § 49 Abs. 1 MarkenG 
nicht mehr entspricht.
e) Der Inhaber der streitigen Marke, die Gegenstand einer
Klage auf Erklärung des Verfalls ist, trägt grundsätzlich die 
Darlegungs- und Beweislast für die ernsthafte Benutzung die­
ser Marke. (»ST E L L A «)..................................................................  226
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Die spezialgesetzliche Prospekthaftung gemäß den § 13 Verk- 
ProspG, §§ 44 ff. BörsG in der bis zum 31. Mai 2012 geltenden 
Fassung schließt in ihrem Anwendungsbereich eine Hatrung 
der Gründungsgesellschafter als Prospektveranlasser unter 
dem Aspekt einer vorvertraglichen Pflichtverletzung aufgrund 
der Verwendung eines unrichtigen, unvollständigen oder irre­
führenden Prospekts als Mittel der schriftlichen Aufklärung 
gemäß § 280 Abs. 1 BGB i.V.m. § 311 Abs. 2 BGB aus............

a) Die Gewinnabführung aufgrund eines Gewinnabfüh­
rungsvertrages fällt nicht unter die Ausschüttungssperre für 
den Bilanzgewinn gemäß § 56a Abs. 2 Satz 3 VAG a.F. (= § 139 
Abs. 2 Satz 3 VAG n.F.).
b) Zur Ermittlung des Sicherungsbedarfs gemäß § 153 Abs. 3
Satz 3 W G  i.V.m. § 56a Abs. 3, 4 VAG a.F................................
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